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Depeschentung im Vordergrund. Allerdings kann durch die 
Zusammenarbeit mit Sozialarbeiter_innen und an-
deren Organisationen, z. B. dem Medibüro, Unter-
stützung auch in sozialen, persönlichen und gesund-
heitlichen Fragen geleistet werden. Dies halte ich für 
einen großen Vorteil bei der Beratung.

Wie gut hat dich das Studium auf diese Arbeit 
vorbereitet?

Auch wenn das Aufenthaltsrecht nicht Pflichtteil 
des Studiums ist, so hat man doch gewisse Grund-
strukturen des Verwaltungsrechts gelernt, die man 
gut auf die aufkommenden Fragen anwenden kann. 
Hinsichtlich des Aufenthaltsrechts ist allerdings 
ein Selbststudium notwendig, was aber angesichts 
der juristischen Ausbildung keine besonderen Pro-
bleme aufwirft.

Was hat dir geholfen, dich in die Thematik ein-
zuarbeiten?

Zunächst habe ich einfache Lehrbücher und Skrip-
ten verwendet. Insbesondere aber auch die Arbeit 
am Fall und die Besprechung mit den Kolleg_innen 
in der KUB haben geholfen.

Welche Fortbildungen hast du genutzt und ha-
ben sie geholfen?

Ich persönlich habe bisher an keinen teilgenommen. 
Es gibt aber regelmäßige Fortbildungen beim Ber-
liner Flüchtlingsrat und beim Deutschen Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband zum Deutschen Auslän-
derrecht und speziellen rechtlichen Problemen. Au-
ßerdem organisieren die Berater_innen der KuB 
Fortbildungen, wenn es Gesetzesänderungen gibt, 
wenn vermehrt ähnliche Probleme und Sachlagen in 
der Beratung auftauchen oder neue Mitarbeiter_in-
nen eingearbeitet werden müssen.

Wie gehst du bei deiner Arbeit mit Gesetzes-
änderungen um?

Durch die Heranziehung von Kommentaren und 
Verfolgen von Pressemitteilungen ist man meist auf 
dem neuesten Stand.

Was gefällt dir an der Arbeit in der KuB?
In der KUB herrscht eine sehr kollegiale Arbeits-
weise. Fragen sind immer willkommen und werden 
diskutiert. Man nimmt sich ernst und geht freund-
lich miteinander um. Es herrschen keinerlei hierar-
chische Strukturen und Probleme werden gemein-
sam gelöst. Und das funktioniert prima.� ¶

Unter die Räder gekommen

In Sachen Demoauflagen zieht der 
RefRat vor das BVerfG
Nicht zum ersten Mal wird das Ver-
sammlungsrecht durch studentischen 
Protest und dessen Verteidigung gegen 
behördliche Reglementierung und poli-
zeiliche Repression fortentwickelt bzw. 
durchgesetzt.1 Dabei kommt der Ver-
fassten Studierendenschaft als kollekti-
ver, interessenspezifischer Organisati-
onsmacht eine besondere Bedeutung zu. 
Nicht nur, weil deren Bestand von der re-
lativ kurzen Mitgliedschaft des/der ein-
zelnen Studierenden in der Hochschule 
unabhängig ist, sondern weil sie durch 
das Recht, zur Finanzierung ihrer Auf-
gaben Beiträge zu erheben, über ent-
sprechende Haushaltsmittel verfügt, um 
langfristig durch mehrere Instanzenzüge 
eine höchstrichterliche Klärung akuter 
rechtspolitischer Fragen zu erreichen. 
Davon profitieren vor allem auch klei-
nere Initiativen, die selbst häufig »Op-
fer« polizeilicher Beschränkungen der 
Versammlungsfreiheit sind, ohne über 
die notwendigen Mittel und Möglichkei-
ten zu verfügen, die Rechtmäßigkeit die-
ser Maßnahmen gerichtlich feststellen zu 
lassen.

Ein nahe liegendes Beispiel
So musste bspw. der akj-berlin 2006 die 
ernüchternde Erfahrung machen, dass 
trotz gerichtlicher Feststellung über die 
Rechtswidrigkeit polizeilicher Hand-
lungen das volle Kostenrisiko beim Klä-
ger verbleiben kann.2 Hintergrund dieses 
Verfahrens waren mehr als halbstündige 
Identitätsfeststellungen und mehrstün-
dige Aufenthaltsverbote zulasten zweier 
Demonstrationsbeobachter des akj, die 
in der Walpurgisnacht, am 30.  April 
2004, das Geschehen rund um den Mau-
erpark beobachtet hatten. Ihnen wurde 
vorgeworfen, sie hätten polizeiliche Maß-
nahmen behindert, indem sie die Kfz-
Kennzeichen der Einsatzfahrzeuge des 
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BGS notierten. Die hiergegen erhobene 
Fortsetzungsfeststellungsklage vor dem 
Verwaltungsgericht (VG) hatte zwar Er-
folg, weil der durch einen Rechtsreferen-
dar vertretene Polizeipräsident in der 
Hauptverhandlung auf entsprechenden 
richterlichen Hinweis die Rechtswidrig-
keit der Maßnahme einräumte und der 
Rechtsstreit daraufhin einvernehmlich 
für erledigt erklärt wurde.

Dennoch stellte sich der als Einzel-
richter entscheidende Vorsitzende der 1. 
Kammer des VG Berlin, Dr. Hans-Peter 
Rueß, bei seiner Kostenentscheidung auf 
den Standpunkt, die Inanspruchnahme 
des verwaltungsgerichlichen Rechts-
schutzes sei nicht notwendig gewesen, 
weil es den Klägern – trotz Durchfüh-
rung des Widerspruchsverfahrens – zu-
mutbar gewesen wäre, vor Klageerhebung 
beim Justitiar des Polizeipräsidenten Oli-

ver Tölle, »einem aus der Anschauung 
des Gerichts sehr verständigen und um-
sichtigen Menschen – wir treffen uns öf-
ter mal in der Kantine«, eine entspre-
chende Klärung herbeizuführen. Da an-
zunehmen sei, dass dann die Polizei die 
Rechtswidrigkeit ihrer Maßnahmen ein-
gesehen hätte, wäre der Anlass für die 
Klage entfallen. Deswegen seien die Kos-
ten gem. § 161 Abs. 2 VwGO nach »bil-
ligem Ermessen« den Klägern aufzuerle-
gen.

Wahnsinn! In einem Verfahren wie 
hier die Fortsetzungsfeststellungsklage, 
für das nach Rspr. des BVerwG3 noch 
nicht einmal das Widerspruchsverfah-
rens durchgeführt werden muss, wird 
nun gefordert, mensch solle sich doch 
mal mit dem patenten Justitiar der Ber-
liner Polizei unterhalten, bevor verwal-
tungsrechtlicher Schutz billigerweise in 

Anspruch genommen werden darf. Da-
bei hatte der akj-berlin telefonisch beim 
Stab des Polizeipräsidenten (!) unmit-
telbar nach Erteilung der Platzverweise 
deren Rücknahme gefordert, was ohne 
Weiteres als Widerspruchsverfahren an-
gesehen wurde. Von dort waren die Maß-
nahmen jedoch ohne weitere Begrün-
dung bestätigt worden. Warum also noch 
mit dem Justiziar Kaffee trinken gehen 
müssen? Für eine gegen die Kostenent-
scheidung zu erhebende Verfassungs-
beschwerde fehlte dem akj-berlin jedoch 
das Geld. Auch waren die ehemaligen 
Demonstrationsbeobachter, die inzwi-
schen – zwei Jahre nach dem Einsatz – 
u. a. als Entwicklungshelfer in Afrika 
weilten, kaum noch erreichbar. So wurde 
das Unrecht schließlich rechtskräftig, der 
effektive Rechtsschutz blieb auf der Stre-
cke. Dr. Rueß ist inzwischen nebenamt-
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lich als Richter am Verfassungsgerichts-
hof des Landes Berlin tätig. Doch zurück 
zum aktuellen Fall.

Demoauflagen auf dem Prüfstand
Fast schon regelmäßig reagiert die Berli-
ner Polizei4 auf Demonstrationsanmel-
dungen mit Beschränkungen der Ver-
sammlungsfreiheit hinsichtlich des Or-
tes, der Zeit, den Erscheinungsformen 
oder Inhalten des Protests mittels Auf-
lagen. Handelt es sich um Demonstratio-
nen, an denen sich möglicherweise auch 
ein sog. »schwarzer Block« beteiligt, 
nimmt die Vielfältigkeit der Untersagun-
gen oder zur Voraussetzung gemachten 
Verpflichtungen deutlich zu: Verbot des 
Tragens von Stahlkappenschuhen, Ver-
bot des Mitführens von Glasflaschen, 
Verbot, Transparente von mehr als 
1,50 m »seitlich zur Marschrichtung« zu 
tragen oder mehrere Transparente mit-
einander zu verknüpfen usw.

Neuerdings kommen zu den Ver-
boten auch noch Gebote in Bezug auf 
die Absicherung von mitgeführten Laut-
sprecherwagen (Lautis) hinzu. Neben 
der Verpflichtung, an jeder Seite des 
Lautis Ordner_innen als sog. Achsen-
verantwortliche einzuteilen, die verhin-
dern sollen, dass Demonstrationsteil-
nehmer_innen aus Unachtsamkeit oder 
bei Gedränge »unter die Räder« kom-
men, wird neuerdings auch je mitgeführ-
tem Kfz ein_e Wagenverantwortliche_r 
verlangt, deren/dessen vollständige Per-
sonalien vorab der Polizei mitgeteilt wer-
den müssen und die als Polizeipflichtige 
für die Einhaltung der fahrzeugspezi-
fischen Bestimmungen in Haftung ge-
nommen werden.

So geschehen auch anlässlich ei-
ner vom ReferentInnenrat der Hum-
boldt-Universität zu Berlin (RefRat = 
gesetzlich AStA) sowie dessen Referen-
ten für Hochschulpolitik für den 26. Mai 
2007 angemeldete Demonstration un-
ter dem Titel »Die G-8-Bildungspolitik 
in die Zange nehmen«. Zeitgleich zu ei-
ner weiteren Demonstration in Ham-
burg sollte damit themenbezogen gegen 

das G8-Treffen in Heiligendamm pro-
testiert und ein allgemein offener Hoch-
schulzugang gefordert werden. Gewerk-
schaften und die Schülervertretung un-
terstützten den Aufruf, der auch auf 
einigen Webseiten verbreitet wurde, die 
von der Polizei als »linksradikal« einge-
stuft werden.5 Vor allem auf diese Wer-
bung stützte die Versammlungsbehörde 
nun ihre Gefahrenprognose, mit der sie 
ihre Auflagen zu rechtfertigen versuchte. 
Denn es seien »insbesondere im direk-
ten Vorfeld des G8-Gipfels in Heiligen-
damm« vermehrt Straftaten aufgetreten, 
»die einen entsprechenden Themenbe-
zug aufweisen.«

Der RefRat klagte gegen diesen Auf-
lagenbescheid und stellte im Eilverfah-
ren den Antrag auf Wiederherstellung 
der aufschiebenden Wirkung. Teilweise 
bereits im Eilrechtsschutzverfahren, spä-
testens aber im Urteil über die Klage vom 
29. April 2009 kippte die 1. Kammer des 
VG einen Teil der polizeilichen Verbote.6

Dabei verwarf es vor allem die Gefah-
renprognose der Polizei. Die mutmaß-
liche Teilnahme von Antifaschist_innen 
an einer überwiegend von Gewerkschaf-
ten, Studierenden- und Schüler_innen-
vertretungen organisierten Versamm-
lung gebe allein keinen Anlass, von ei-
ner konkreten Gefahr für bedeutende 
Rechtsgüter auszugehen und hierauf um-
fassende Beschränkungen der Versamm-
lungsfreiheit zu stützen. Denn tatsäch-
lich kommen Auflagen ja lediglich als 
mildere Mittel zu einem Demonstrati-
onsverbot in Betracht. Daher ist im Rah-
men von § 15 VersG die Verhängung einer 
Auflage nur dann zulässig, wenn andern-
falls die Versammlung verboten werden 
müsste, weil die Polizei zum Zeitpunkt 
des Erlasses der Verfügung erkennbare 
Umstände nachweisen kann, dass durch 
die angemeldete Veranstaltung die öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung un-
mittelbar gefährdet wird. Die Bewer-
bung einer Gewerkschaftsdemo auf einer 
stadtbekannten antifaschistischen Info-
seite, so das VG, zählt nicht zu einer sol-
chen unmittelbaren Gefährdung.

In Folge dessen sind standardmäßige 
Verbote von Stahlkappenschuhen 
ebenso rechtswidrig wie das pauschale 
Verbot, Transparente von mehr als 1,50 
Länge seitlich zur »Marschrichtung« zu 
tragen. Zwar müsse es der Polizei mög-
lich gemacht werden, jederzeit auch seit-
lich in den Demozug einzutreten. Dazu 
genüge es jedoch, wenn lediglich auf 
eine »Verseilung« der Transparente ver-
zichtet wird. Ein Verbot jeglicher, mehr 
oder weniger loser Verbindung von Sei-
tentranspis sei jedoch unverhältnismäßig 
und nur dann zulässig, wenn sichere Er-
kenntnisse darüber vorliegen, dass die 
Versammlung oder aus der Versamm-
lung heraus Unfriedlichkeiten und Ge-
walttaten verübt werden sollen.

So weit so gut. Allerdings hielt das 
VG an der Bereitstellung von Wagen-
verantwortlichen als zulässige Verpflich-
tung der/des Anmelder_in fest: Denn 
das Mitführen von Fahrzeugen auf De-
monstrationen begründe eine konkrete 
Gefahr für die körperliche Unversehrt-
heit der Teilnehmer_innen. Daher sei es 
auch bei kleineren Fahrzeugen, wie dem 
bei der damaligen Versammlung verwen-
deten VW-Bus, erforderlich, die Ver-
antwortung persönlich zuzuordnen, da 
der/die Versammlungsleiter_in nicht je-
derzeit vor Ort sein könne. Durchaus 
überraschend wich das VG hier von sei-
nen zuvor aufgestellten Anforderungen 
an eine konkrete Gefährdung von Ver-
sammlungsteilnehmer_innen ab und 
ließ angesichts der Schwere der bei Au-
tounfällen drohenden Schäden die 
bloße Wahrscheinlichkeit einer Unfall-
gefahr genügen. So greift es die Argu-
mentation der Polizei auf, die zum Ver-
gleich auf zwei Todesfälle bei Paraden im 
Jahr 2002 in Köln verwiesen hatte: beim 
Christopher Street Day und dem Rosen-
montagsumzug. Dass bei solchen Anläs-
sen ein wesentlich dichteres Gedränge 
herrscht, die Teilnehmer_innen überwie-
gend alkoholisiert und die Fahrzeuge re-
gelmäßig 6,5 Tonnen schwerer und drei 
Meter höher sind, störte die Richter 
nicht.
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Die Wagenverantwortlichen sub-
sumierten sie kurzerhand als Sonderfall 
der nach § 9 VersG zugelassenen Ord-
ner_innen.7 Die Vorabübermittlung der 
Personalien sei notwendig, um die Ge-
eignetheit und Zuverlässigkeit der ein-
gesetzten Personen zu überprüfen. Ange-
sichts der überschaubaren Zahl der von 
der Datenerhebung Betroffenen handle 
es sich auch nicht um eine durch die 
einstweilige Anordnung des BVerfG ge-
gen das Bayerische Versammlungsgesetz 
für unzulässig erklärte flächendeckende 
Erfassung von Personalien8 und bedürfe 
daher auch keiner gesonderten Ermäch-
tigungsgrundlage. Es entspreche der po-
lizeilichen Praxis, bei rechtsgerichteten 
Demonstrationen vor Beginn der Ver-
sammlung die Personalien von Ordnern 
zu prüfen und Personen auszuschließen, 
die einschlägig vorbestraft seien.

Die Entscheidung des  
OVG Berlin-Brandenburg
Auch vor dem Oberverwaltungsgericht 
(OVG) drang der RefRat mit seinem An-
liegen nicht durch. Die gerichtliche Ar-
gumentation wurde eher noch haarsträu-
bender.9 Es hielt an der Konstruktion 
der besonderen Ordner_innen fest, die – 
wohlgemerkt zusätzlich zu den sog. Ach-
senverantwortlichen – erforderlich seien, 
um die in Zusammenhang mit Menschen-
mengen selbst bei Schrittgeschwindig-
keit fahrenden Fahrzeugen für Veranstal-
tungsteilnehmer_innen durch Anfahren, 
Beschleunigen, Bremsen und Anhalten 
entstehenden besonderen Gefahren ab-
zuwenden. Die Polizei habe bei Stichpro-
benkontrollen zu Versammlungsbeginn 
immer wieder Verstöße gegen die Kfz-
spezifischen Auflagen feststellen müssen. 
Dies genüge als Gefahrenzusammenhang.

Es könne auch nicht darauf ankom-
men, ob ein Lkw oder nur ein Klein-
transporter eingesetzt werde. Dies ma-
che für die konkrete Gefahrensitua-
tion keinen wesentlichen Unterschied. 
Auch nicht die Tatsache, ob eine öffent-
liche Versammlung Volksfestcharakter 
habe oder ein politisches Anliegen ver-
folge. Die Auflage sei zudem versamm-
lungsfreundlich, da als Alternative nur 
die Beendigung des Aufzugs verbliebe, 
falls der/die Leiter_in sich in Bezug auf 
die Einhaltung der die Fahrzeuge betref-
fenden Sicherheitsauflagen nicht durch-
zusetzen vermöge.

Schon das ist hanebüchen: Anstatt 
einzelne, ungeeignete Fahrzeuge von der 
Versammlung auszuschließen, geht das 
OVG davon aus, dass alternativ allenfalls 
eine Auflösung des gesamten Aufzugs in 
Frage komme! Auch die als Beweise für 
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die Gefährlichkeit des Mitführens von 
Fahrzeugen auf Demonstrationen an-
geführten Unfallszenerien in Köln 2002 
sind hier nicht ansatzweise vergleichbar 
und konnten daher auch keine konkrete 
Gefahr begründen. Es erscheint bezeich-
nend, dass die Polizei einerseits ihre Ge-
fahrenprognose hinsichtlich des Tragens 
von Springerstiefeln und Seitentranspis 
konkret auf die Gruppen gestützt hat, 
die ohne Veranstalter zu sein, zu der Ver-
sammlung aufgerufen haben (Buh!: die 
Antifa), andererseits aber hinsichtlich 
der Auflage, Wagenverantwortliche zu 
benennen, gerade nicht. Anstatt also auf 
bierselige Veranstaltungen wie Rosen-
montagsumzug und Christopher Street 
Day abzustellen, wäre es auf die Erfah-
rungen angekommen, welche hinsicht-
lich des Umgangs studentischer, gewerk-
schaftlicher oder auch antifaschistischer 
Gruppen mit Lautis auf entsprechenden 
Demos gesammelt wurden. Dabei hätte 
sich indes ein ganz anderes Bild von ei-
nem sehr bewussten, verantwortungs-
vollem und selbstorganisierten Umgang 
bis hin zum Lautischutz und gegenseiti-

ger Rücksichtnahme zeichnen lassen. Pi-
kant wird dieser Wertungswiderspruch, 
wenn – wie das VG in seinem Beschluss 
noch als »gerichtsbekannt« angedeutet 
hatte – die Versammlungsbehörde die 
umstrittene Auflage keinesfalls bei jeder 
Demonstration anordnet, sondern expli-
zit im Zusammenhang mit als »links« 
geltenden Demonstrationen quasi stan-
dardmäßig verhängt.

Wenn aber die Veranstalter_innen 
selbst keinen Anlass dafür bieten, von 
einer erhöhten Eintrittswahrscheinlich-
keit entsprechender Unfälle auszuge-
hen, blieben für die Gefahrenprognose 
nur noch die von der Polizei gelegentlich 
festgestellten Rechtsverstöße gegen die 
Kfz-spezifischen Auflagen übrig. Diese 
betreffen allerdings in erster Linie den 
Verantwortungskreis der/des Kfz-Fah-
rer_in. Die zusätzliche Verpflichtung ei-
nes/einer Wagenverantwortlichen zielt 
damit lediglich auf eine Vergrößerung 
des Verpflichteten- und damit des Haf-
tungskreises – sowohl straf- und ord-
nungsrechtlich als auch für Zivilansprü-
che. In der Praxis dürfte diese buß-

geldbewährte Auflage also eine enorm 
abschreckende Wirkung entfalten.

Da erscheint es nur noch als ein ab-
surdes Detail, wenn das OVG die Per-
sonalienabgabepflicht mit einer kruden 
Pauschalverdächtigung der Wagenver-
antwortlichen rechtfertigt: Die Polizei 
müsse im Hinblick auf ihre Gefahren-
prognose »durch die persönliche Be-
nennung der Ordner in die Lage ver-
setzt werden, deren Zuverlässigkeit zu 
überprüfen«. Etwaige Vorstrafen we-
gen Trunkenheitsdelikten im Straßen-
verkehr oder wegen versammlungsrecht-
licher Straftaten könnten dem Einsatz 
als Wagenverantwortlichen entgegenste-
hen. Die Prüfung der Fahrerlaubnis rei-
che hierzu nicht aus, da Fälle denkbar 
seien, dass entgegen einer die Fahrerlaub-
nis entziehenden Verfügung der Führer-
schein nicht abgegeben worden sei oder 
ein solcher aus anderen Gründen nicht 
vorgewiesen werden könne. Alles klar?!

Dann eben Karlsruhe
Im Ergebnis wurde die Gefahrenprog-
nose also »nur« noch auf die mögliche 
Verletzung der Rechtsordnung, näm-
lich der verkehrsrechtlichen Bestimmun-
gen in Gestalt des Auflagenbescheids, 
gestützt. Diese Gefahr begründet aber 
zunächst keine Absenkung der Anfor-
derungen an die Gefahrenprognose. 
Zum anderen hat schon der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte 
erklärt, dass verkehrsrechtliche Rege-
lungen gegenüber versammlungsspezi-
fischen nachrangig seien.10 Daraus folgt, 
dass die Polizei eben nicht abstrakt Auf-
lagen zur Beschaffenheit der Wagen-
aufbauten und deren Überwachung an-
ordnen kann, bei deren Nichtbeach-
tung sie zur Auflösung bzw. zum Verbot 
von Wagenverantwortlichen berechtigt 
wäre. Vielmehr ist diese Prognose auf 
der Grundlage der konkreten Bedingun-
gen des Einzelfalls zu erstellen und fin-
den entsprechende Beschränkungen der 
Versammlungsfreiheit nur dort eine ver-
fassungsrechtliche Rechtfertigung, wo 
die polizeilichen Maßnahmen auch tat-
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sächlich eine angemessene Reaktion auf 
diese Gefahrenabschätzung darstellen. 
So ist auch nicht jedes schlechthin geeig-
nete Mittel gerechtfertigt, dass irgendwie 
dazu beiträgt, Unfälle und damit die Be-
einträchtigung von Leib und Leben der 
Versammlungsteilnehmer_innen zu ver-
meiden. Es muss vielmehr eine solche 
Gefährdung nach dem Gepräge der Ver-
sammlung und deren Größe sowie der 
Art der mitgeführten Fahrzeuge und der 
Anzahl der Personen überhaupt zu er-
warten sein und mildere Mittel nicht zur 
Verfügung stehen (z. B. die ohnehin ein-
gesetzten Ordner_innen an allen Achsen 
etc.).

Gerade im Zusammenhang mit 
Bündnisveranstaltungen wäre die Be-
nennung von Wagenverantwortlichen 
ein echtes Problem für Anmelder_in-
nen. Denn häufig organisieren die am 
Bündnis beteiligten Gruppen ihre Lautis 
selbst. Es würde daher nicht nur den Or-
ganisationsaufwand erheblich steigern, 
sondern angesichts der Haftungsgefah-
ren kleineren Gruppen kaum noch mög-
lich sein, Wagenverantwortliche zu be-
nennen. Sollte das Berliner Beispiel bun-
desweit Schule machen, ist es nicht nur 
eine Frage der Zeit, bis diese Auflage von 
einem Spezifikum behördlichen Um-
gangs mit linken Demos zum allgemei-
nen Regelfall wird.

Auch deswegen wollte der RefRat 
die Sache wohl nicht auf sich beruhen 
lassen, sondern das Bundesverfassungs-
gericht mit der eingelegten Verfassungs-
beschwerde an die Durchsetzung seiner 
Maßstäbe erinnern.11 Dieses hatte im 
Zusammenhang mit der Oberbaumbrü-
ckenentscheidung12 nämlich klare Leit-
linien für die Zulässigkeit von Auflagen 
und die Anforderungen an die Gefahren-
prognose aufgestellt.

Für ein Verbot oder eine Auflösung 
von Versammlungen bedürfe es stets ei-
ner unmittelbaren Gefährdung wichtiger 
Rechtsgüter.13 Drei Stufen muss die Po-
lizei dafür nehmen:14

◊◊ Erstens muss die Gefahr für wich-
tige Rechtsgüter bestehen. In der Re-

gel sind das solche Rechtsgüter, die 
mit der Versammlungsfreiheit selbst 
konkurrieren: Leben, körperliche Un-
versehrtheit, Eigentum, Bestand des 
Staates und seiner Einrichtungen. 
Eine Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung im allgemeinen, dazu zäh-
len auch die Verkehrs- und Straßenge-
setze oder die Belästigung Dritter, ge-
nügt daher (allein) regelmäßig nicht.

◊◊ Zweitens erhöht sich durch das Krite-
rium der »Unmittelbarkeit« zugleich 
der erforderliche Grad der Wahr-
scheinlichkeit, dass es auch tatsächlich 
zu einem Schadenseintritt kommen 
wird. Dieser Gefahrenbegriff stellt 
also einen strengeren Maßstab als das 
allgemeine polizeiliche Erfordernis der 
sogenannten »konkreten Gefahr« auf. 
Die »unmittelbare Gefährdung« setzt 
danach eine konkrete Sachlage vo-
raus, die bei ungehindertem Gesche-
hensablauf mit hoher Wahrscheinlich-
keit zu einem Schaden für die der Ver-
sammlungsfreiheit entgegenstehenden 
Rechtsgüter führt.

◊◊ Daher sind an die Aussagekraft der 
die Gefahrenprognose stützenden 
Tatsachengrundlage – drittens – ent-
sprechend hohe Anforderungen »im 
konkreten Fall« zu stellen, die von der 
Behörde auch »ausgewiesen werden« 
müssen: »Bloßer Verdacht oder Ver-
mutungen können nicht ausreichen«. 
Das Gericht fordert vielmehr »er-
kennbare«, also »auf Tatsachen, Sach-
verhalten und sonstigen Einzelheiten« 
beruhende Umstände, die sich zumin-
dest auch auf die konkrete Versamm-
lung beziehen und »eine hohen Scha-
denswahrscheinlichkeit gerade bei de-
ren Durchführung aufweisen.«15

Diese Prinzipien hat die 1. Kammer des 
Ersten Senats in seinem Oberbaumbrü-
ckenbeschluss von 1998 auch auf die Er-
teilung von Auflagen übertragen. Zwar 
bedürfe es nicht einer Gefährdung über-
ragend wichtiger Rechtsgüter, weil inso-
fern auch gleichwertige Rechtsgüter ge-
nügen. Allerdings ändert sich für die An-
forderungen an die Gefahrenprognose 

nichts. Eine hohe Wahrscheinlichkeit 
der Schädigung gleichwertiger Rechts-
güter ist damit ebenso konstitutive Vo-
raussetzung für den rechtmäßigen Erlass 
von versammlungsbeschränkenden Auf-
lagen wie die Ausweisung einer entspre-
chend aussagekräftigen, einzelfallbezo-
genen Tatsachengrundlage. Beides haben 
Polizei und Verwaltungsgerichte für die 
Wagenverantwortlichen nicht nachwei-
sen können.� MP2
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